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Amt, Datum, Telefon

500 Amt für soziale Leistungen - Sozialamt, 15.07.2013,
51-2616

Drucksachen-Nr.

5958/2009-2014/1

Informationsvorlage der Verwaltung Diese Vorlage

Nachtragsvorlage
ersetzt die Ursprungsvorlage.

ergänzt die Ursprungsvorlage.

Gremium Sitzung am Beratung

Haupt- und Beteiligungsausschuss 11.07.2013 öffentlich

Rat der Stadt Bielefeld 18.07.2013 öffentlich

Beratungsgegenstand (Bezeichnung des Tagesordnungspunktes)

Geänderter Beschlussvorschlag zu Drucks.-Nr. 5741/2009-2014 (SGA) und
5754/2009-2014 (JHA) "Leistungsverträge ab 2014" für die gemeinsame
Sondersitzung von SGA und JHA am 18.06.2013

Ggf. Frühere Behandlung des Beratungsgegenstandes (Gremium, Datum, TOP, Drucksachen-Nr.)

SGA/JHA 10.04.2013, TOP 2, Drucks.-Nr. 5519/2009-2014
HBetA 16.05.2013, TOP 10, Drucks.-Nr. 5695/2009-2014
SGA 14.05.2013, TOP 5.1, Drucks.-Nr. 5741/2009-2014
JHA 05.06.2013, TOP 4.2, Drucks.-Nr. 5754/2009-2014
SGA/JHA 18.06.2013, TOP 4.3, Drucks.-Nr. 5926/2009-2014

Sachverhalt:

In einer gemeinsamen Sondersitzung von Sozial- und Gesundheitsausschuss (Drucks.-Nr.
5741/2009-2014) und Jugendhilfeausschuss (Drucks.-Nr. 5754/2009-2014) am 18.06.2013
wurden über die genannten Anträge in der Form eines Änderungsantrages (Drucks.-Nr.
5926/2009-2014) widersprechende Beschlüsse gefasst. Der Änderungsantrag ist als Anlage
beigefügt.

SOZIAL- UND GESUNDHEITSAUSSCHUSS

Auszug
aus der noch nicht unterzeichneten Niederschrift

der Sitzung vom 18.06.2013

Zu Punkt  4.3
(öffentlich)

Leistungsverträge ab 2014 (Antrag der SPD-, Bündnis 90/Die
Grünen- und FDP-Fraktionen vom 14.05.2013) 

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5741/2009-2014 (Antrag im SGA)
                                    5754/2009-2014 (Antrag im JHA)
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                                    5926/2009-2014 (Änderungsantrag zu
                                              Drucks.-Nr. 5741/2009 und 5754/2009-2014

Vorsitzende Frau Weißenfeld weist die Anwesenden darauf hin, dass zu
den Drucksachen 5741/2009-2014 und 5754/2009-2014 in der Form
eines Änderungsantrages ein geänderter Beschlussvorschlag vorliege.
Die Änderungen seien

a) überwiegend nur redaktionell.
b) inhaltlich nur in Punkt 12 geändert.
c) rot geschrieben zur besseren Vergleichbarkeit.

Herr Dr. Schmitz stellt den Antrag, die Beschlussfassung erneut zu
vertagen und über den Änderungsantrag in einer dritten Lesung zu
entscheiden.

Vorsitzende Frau Schrader lässt den Sozial- und Gesundheitsausschuss
über den Antrag von Herrn Dr. Schmitz abstimmen.

Beschluss:

Die Beschlussfassung wird erneut vertagt und über den
Änderungsantrag, Drucks-Nr. 5926/2009-2014, wird in einer dritten
Lesung entschieden.

- mit großer Mehrheit abgelehnt -

Vorsitzende Frau Schrader lässt den Sozial- und Gesundheitsausschuss
über die Drucksache 5926/2009-2014 abstimmen.

Beschluss:

In Ausführung bzw. zur Konkretisierung des SGA-Beschlusses vom
10. 04. 2013 wird das Budget folgender Leistungsverträge ab dem
01. 01. 2014 um folgende Summen reduziert:

1. Der Leistungsvertrag im Bereich des Gesundheitsamtes mit
der Hedwig-Dornbusch-Schule um 5.000 €

2. Die Leistungsverträge im Bereich des Amtes für Integration
um 14.900 €. Es wird erwartet, dass durch die Verwaltung
eine ausgewogene Kürzung unter Einbeziehung aller
Vertragspartner erfolgt. Die Verwaltung wird gebeten, eine
entsprechende Vorlage zur nächsten Sitzung des
zuständigen Haupt- und Beteiligungsausschusses
vorzulegen.

3. Wegfall der Finanzierung für Information, Vernetzung,
Beratung und Vertretung der Mitgliedsorganisationen beim
Paritätischen in Höhe von 14.600 €

4. Reduzierung des Leistungsvertrages der Bürgerwache um
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5.000 €

5. Streichung der jeweils neu zu vergebenden Projektmittel für
Seniorenarbeit in Höhe von 13.000 €

6. Reduzierung der Mittel für Seniorenarbeit bei der
Gesellschaft für Sozialarbeit in Höhe von: 28.800 €

7. Reduzierung des Leistungsvertrages bei der Drogenberatung
um  50.000 €

8. Reduzierung des städtischen Finanzierungsanteils beim
Fahrdienst für Menschen mit Behinderungen um 25.000 €
aufgrund anzunehmender Ausschreibungseffekte und ggf.
Einführung einer geringen Eigenbeteiligung

9. Einführung einer neuen Förderung bei den
Betreuungsvereinen auf ein Zwei-Säulen-Modell in Form
einer Basisförderung und gezielter Förderung der
Gewinnung ehrenamtlicher Tätigkeit. Reduzierung des
Leistungsvertrages um  50.000 €

10. Reduzierung des Angebotes an Erziehungs- und
Familienberatungsstellen auf das empfohlene Niveau des
Bundes.
Insgesamt erfolgt eine Reduzierung von ca. 150.000 €
kommunaler Mittel (bei der Arbeiterwohlfahrt um ca. 62.000 €,
bei der Diakonie für Bielefeld um ca. 56.000 € sowie bei der
Gesellschaft für Sozialarbeit um ca. 32.000 €).

11. Reduzierung des Leistungsvertrages mit dem Bunker
Ulmenwall um  25.000 €

12. Abbau einer ¾-Stelle bei der Schulsozialarbeit der
Hauptschule Lutherschule zum Beginn der Herbstferien 2014,
da die Schule zum 31.07.2014 geschlossen wird. Die Zeit bis
zum Beginn der Herbstferien soll für die Begleitung des
Überganges der Schülerinnen und Schüler zu anderen
Schulen dienen.
Finanzeffekt: ca. 15.000 € in 2014.

13. Reduzierung der Offenen Kinder - und Jugendarbeit um je
eine halbe Fachkraftstelle in den JZ Kamp und Luna sowie in
den FZZ Stieghorst und Baumheide. Finanzeffekt: 100.000 €

- mit Mehrheit beschlossen -

Da einige stimmberechtigte Mitglieder des Jugendhilfeausschusses bei
einzelnen Punkten des Antrages befangen sind, wird über jeden Punkt
einzeln abgestimmt.
Folgende Mitglieder sind befangen und stimmen bei den aufgeführten
Punkten nicht mit:
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Ziff. 2   => Herr Potschies
Ziff. 8   => Herr Beimdiek
Ziff. 9   => Herr Potschies
Ziff. 12 => Herr Potschies
Ziff. 13 => Herr Bauer und Herr Potschies

Vorsitzende Frau Weißenfeld lässt den Jugendhilfeausschuss über die
Drucksache 5926/2009-2014, unter Berücksichtigung der Befangenheit
einzelner Mitglieder, abstimmen.

Beschluss:

In Ausführung bzw. zur Konkretisierung des SGA-Beschlusses vom
10. 04. 2013 wird das Budget folgender Leistungsverträge ab dem
01. 01. 2014 um folgende Summen reduziert:

1. Der Leistungsvertrag im Bereich des Gesundheitsamtes mit
der Hedwig-Dornbusch-Schule um 5.000 €

2. Die Leistungsverträge im Bereich des Amtes für Integration
um 14.900 €. Es wird erwartet, dass durch die Verwaltung
eine ausgewogene Kürzung unter Einbeziehung aller
Vertragspartner erfolgt. Die Verwaltung wird gebeten, eine
entsprechende Vorlage zur nächsten Sitzung des
zuständigen Haupt- und Beteiligungsausschusses
vorzulegen.

3. Wegfall der Finanzierung für Information, Vernetzung,
Beratung und Vertretung der Mitgliedsorganisationen beim
Paritätischen in Höhe von 14.600 €

4. Reduzierung des Leistungsvertrages der Bürgerwache um
5.000 €

5. Streichung der jeweils neu zu vergebenden Projektmittel für
Seniorenarbeit in Höhe von 13.000 €

6. Reduzierung der Mittel für Seniorenarbeit bei der
Gesellschaft für Sozialarbeit in Höhe von: 28.800 €

7. Reduzierung des Leistungsvertrages bei der Drogenberatung
um  50.000 €

8. Reduzierung des städtischen Finanzierungsanteils beim
Fahrdienst für Menschen mit Behinderungen um 25.000 €
aufgrund anzunehmender Ausschreibungseffekte und ggf.
Einführung einer geringen Eigenbeteiligung

9. Einführung einer neuen Förderung bei den
Betreuungsvereinen auf ein Zwei-Säulen-Modell in Form
einer Basisförderung und gezielter Förderung der
Gewinnung ehrenamtlicher Tätigkeit. Reduzierung des
Leistungsvertrages um  50.000 €
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10. Reduzierung des Angebotes an Erziehungs- und
Familienberatungsstellen auf das empfohlene Niveau des
B u n d e s .
Insgesamt erfolgt eine Reduzierung von ca. 150.000 €
kommunaler Mittel (bei der Arbeiterwohlfahrt um ca. 62.000 €,
bei der Diakonie für Bielefeld um ca. 56.000 € sowie bei der
Gesellschaft für Sozialarbeit um ca. 32.000 €).

11. Reduzierung des Leistungsvertrages mit dem Bunker
Ulmenwall um  25.000 €

12. Abbau einer ¾-Stelle bei der Schulsozialarbeit der
Hauptschule Lutherschule zum Beginn der Herbstferien 2014,
da die Schule zum 31.07.2014 geschlossen wird. Die Zeit bis
zum Beginn der Herbstferien soll für die Begleitung des
Überganges der Schülerinnen und Schüler zu anderen
Schulen dienen.
Finanzeffekt: ca. 15.000 € in 2014.

13. Reduzierung der Offenen Kinder - und Jugendarbeit um je
eine halbe Fachkraftstelle in den JZ Kamp und Luna sowie in
den FZZ Stieghorst und Baumheide. Finanzeffekt: 100.000 €

- jeder einzelne Punkt mit Mehrheit abgelehnt -

Gemäß § 9 Abs. 2 der Hauptsatzung hat der Haupt- und Beteiligungsausschuss die Arbeiten aller
Ausschüsse aufeinander abzustimmen. Bei wiedersprechenden Beschlüssen von Ausschüssen
entscheidet der Haupt- und Beteiligungsausschuss.

Dieser Verpflichtung ist der Haupt- und Beteiligungsausschuss in seiner Sitzung am 11.07.2013
mit folgendem Ergebnis nachgekommen.

HAUPT- UND BETEILIGUNGSAUSSCHUSS

Auszug
aus der noch nicht unterzeichneten Niederschrift

der Sitzung vom 11.07.2013

Zu Punkt 7
(öffentlich)

Geänderter Beschlussvorschlag zu Drucks.-Nr.
5741/2009-2014 (SGA) und 5754/2009-2014 (JHA)
"Leistungsverträge ab 2014" für die gemeinsame
Sondersitzung von SGA und JHA am 18.06.2013

Beratungsgrundlage:
Drucksache: 5958/2009-2014

Herr Beigeordneter Kähler verweist auf die divergierenden
Beschlusslagen des Sozial- und Gesundheitsausschusses (SGA) und
des Jugendhilfeausschusses (JHA), vor derem Hintergrund der Haupt-
und Beteiligungsausschuss nach § 9 Abs. 2  der Hauptsatzung eine
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Entscheidung herbeizuführen habe. Herr Oberbürgermeister Clausen
ergänzt, dass es im konkreten Fall nicht Aufgabe der Verwaltung
gewesen sei, dem Haupt- und Beteiligungsausschuss eine
Beschlussvorlage vorzulegen. Vielmehr sei eine Informationsvorlage
erstellt worden, in der über die abweichenden Beschlüsse der
Fachausschüsse informiert werde, um auf dieser Grundlage eine
Entscheidung treffen zu können.

Frau Rathsmann-Kronshage beantragt, dem Beschluss des SGA
beizutreten.

Herr Weber kritisiert das von der Verwaltung praktizierte Verfahren, in
dem mit den betroffenen Trägervertretern nicht ausreichend
kommuniziert worden sei und durch das der bisherige Konsens in Frage
gestellt werde. Der Umstand, dass die Kürzungen letztlich zu deutlichen
Mehraufwendungen in den Jahren 2015/2016 führen würden, führe das
gesamte Verfahren ad absurdum. Vor diesem Hintergrund werde seine
Fraktion dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und somit dem
Beschluss des SGA nicht zustimmen.

Herr Beigeordneter Kähler betont, dass der Vorwurf, die Träger seien im
Verfahren nicht eingebunden gewesen, unzutreffend sei. Vielmehr habe
es eine gemeinsame interfraktionelle Arbeitsgruppe gegeben, an der
auch die Träger gleichberechtigt teilgenommen hätten. Abschließend
merkt er an, dass die zur Diskussion stehenden Inhalte keine Vorschläge
der Verwaltung sondern der Politik seien.

Herr Oberbürgermeister Clausen merkt an, dass im Ältestenrat
verabredet worden sei, die Angelegenheit auch in der nächsten Sitzung
des Rates am 18.07.2013 zu erörtern.

Frau Schmidt räumt ein, dass Gespräche mit den Trägern geführt
worden seien. Allerdings hätte die Ampel-Koalition zusätzlich zu den
schon erheblichen Kürzungen der vergangenen Jahre weitere Kürzungen
beschlossen, deren fatale Auswirkungen in den Fachstellungnahmen der
Träger deutlich werde, denen sie sich inhaltlich voll anschließe.  

Herr Buschmann weist darauf hin, dass in den nächsten drei Jahren über
500.000 Euro mehr in das System fließen würden. Die Behauptung, die
Träger seien im Verfahren nicht eingebunden gewesen, entschieden
zurück. Vielmehr hätten die Verbände durch die Aussagen, sie würden
keine eigenen Sparvorschläge unterbreiten und nur die negativen
Konsequenzen der Vorschläge der Politik darstellen, ihren
Verhandlungsspielraum nicht genutzt.

Sodann fasst der Haupt- und Beteiligungsausschuss folgenden

B e s c h l u s s:

Der Haupt- und Beteiligungsausschuss empfiehlt dem Rat wie folgt
zu beschließen:

In Ausführung bzw. zur Konkretisierung des SGA-Beschlusses vom
10. 04. 2013 wird das Budget folgender Leistungsverträge ab dem
01. 01. 2014 um folgende Summen reduziert:
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1. Der Leistungsvertrag im Bereich des Gesundheitsamtes mit
der Hedwig-Dornbusch-Schule um 5.000 €

2. Die Leistungsverträge im Bereich des Amtes für Integration
um 14.900 €. Es wird erwartet, dass durch die Verwaltung
eine ausgewogene Kürzung unter Einbeziehung aller
Vertragspartner erfolgt.

3. Wegfall der Finanzierung für Information, Vernetzung,
Beratung und Vertretung der Mitgliedsorganisationen beim
Paritätischen in Höhe von 14.600 €

4. Reduzierung des Leistungsvertrages der Bürgerwache um
5.000 €

5. Streichung der jeweils neu zu vergebenden Projektmittel für
Seniorenarbeit in Höhe von 13.000 €

6. Reduzierung der Mittel für Seniorenarbeit bei der
Gesellschaft für Sozialarbeit in Höhe von: 28.800 €

7. Reduzierung des Leistungsvertrages bei der Drogenberatung
um  50.000 €

8. Reduzierung des städtischen Finanzierungsanteils beim
Fahrdienst für Menschen mit Behinderungen um 25.000 €
aufgrund anzunehmender Ausschreibungseffekte und ggf.
Einführung einer geringen Eigenbeteiligung

9. Einführung einer neuen Förderung bei den
Betreuungsvereinen auf ein Zwei-Säulen-Modell in Form
einer Basisförderung und gezielter Förderung der
Gewinnung ehrenamtlicher Tätigkeit. Reduzierung des
Leistungsvertrages um  50.000 €

10. Reduzierung des Angebotes an Erziehungs- und
Familienberatungsstellen auf das empfohlene Niveau des
Bundes.
Insgesamt erfolgt eine Reduzierung von ca. 150.000 €
kommunaler Mittel (bei der Arbeiterwohlfahrt um ca. 62.000 €,
bei der Diakonie für Bielefeld um ca. 56.000 € sowie bei der
Gesellschaft für Sozialarbeit um ca. 32.000 €).

11. Reduzierung des Leistungsvertrages mit dem Bunker
Ulmenwall um 25.000 €

12. Abbau einer ¾-Stelle bei der Schulsozialarbeit der
Hauptschule Lutherschule zum Beginn der Herbstferien 2014,
da die Schule zum 31.07.2014 geschlossen wird. Die Zeit bis
zum Beginn der Herbstferien soll für die Begleitung des
Überganges der Schülerinnen und Schüler zu anderen
Schulen dienen.
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Finanzeffekt: ca. 15.000 € in 2014.

13. Reduzierung der Offenen Kinder- und Jugendarbeit um je
eine halbe Fachkraftstelle in den JZ Kamp und Luna sowie in
den FZZ Stieghorst und Baumheide. Finanzeffekt: 100.000 €

- mit Mehrheit beschlossen -

-.-.-
Beigeordneter

K ä h l e r

Wenn die Begründung länger als drei
Seiten ist, bitte eine kurze
Zusammenfassung voranstellen.


